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Bundesgesetz, mit dem das Einkommensteuer- 
gesetz 1988, das Körperschaftsteuergesetz 1988, 
das Mindestbesteuerungsgesetz, das Umsatz- 

steuergesetz 1994, das Grunderwerbsteuerge- 
setz 1987, das Gebührengesetz 1957, das Kon- 
sulargebührengesetz 1992, das Versicherungs- 

steuergesetz 1953, das Kraftfahrzeugsteuerge- 

setz 1992, das Feuerschutzsteuergesetz 1952, 
das Bodenschätzungsgesetz 1970, das Bewert- 

ungsgesetz 1955, die Bundesabgabenordnung, 
das EU-Amtshilfegesetz, das Kommunalsteuer- 
gesetz 1993, das Tabakmonopolgesetz 1996, das 

Tabaksteuergesetz 2022, das Alkoholsteuerge- 
setz 2022, das Werbeabgabegesetz 2000, das 
COVID-19-Förderungsprüfungsgesetz und das 

Transparenzdatenbankgesetz 2012geändert 
werden (Abgabenänderungsgesetz 2025 -  
AbgÄG 2025), 

Regierungsvorlage; 
Stellungnahme 

 
Vorher zur Einsicht: 
Herrn Landesamtsdirektor 

 

Gegen die mit Schreiben des Bundeskanzleramtes vom 20. November 2025, Zl. 2025-0.945.760, 

übermittelte, im Betreff genannte Regierungsvorlage bestehen gewichtige Bedenken. Es wird daher 

ersucht, die nachstehende Stellungnahme den Klubs der im Parlament vertretenen Parteien zur 

Verfügung zu stellen. 

 

1. Zu Artikel 6, Z 44 (§ 34 Abs. 1): Änderung des Gebührengesetzes 1957 - GebG 1957 

Die Ausführungen zu § 34 Abs. 1 GebG 1957 in der Stellungnahme des Landes Wien vom 

5. November 2025 zum Entwurf des AbgÄG 2025 bleiben vollinhaltlich aufrecht. Dies gilt auch für 

§ 86a Abs. 2 BAO (siehe Art. 13 Z 7 der Regierungsvorlage). 
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2. Zu Artikel 13: Änderung der Bundesabgabenordnung - BAO 

a) Zu Z 7 (§ 86a): Die Anmerkungen zu § 86a BAO in der Stellungnahme des Landes Wien vom 

5. November 2025 zum Entwurf des AbgÄG 2025 bleiben vollinhaltlich aufrecht. Das Land Wien 

regt abermals an, gleichartige Verordnungsermächtigungen für die Gemeinden und Länder auch 

für Gemeinde- und Landesabgaben vorzusehen. 

b) Zu Z 26 (§ 274): Der Anmerkung des Landes Wien in der Stellungnahme vom 5. November 2025 

zum Entwurf des AbgÄG 2025 wurde Rechnung getragen (die Erläuterungen zu Abs. 1 im ersten 

Absatz, letzter Satz wurden abgeändert). 

c) Der Anmerkung des Landes Wien zu § 316 BAO in der Stellungnahme vom 5. November 2025 

zum Entwurf des AbgÄG 2025 wurde Rechnung getragen (§ 316 ist entfallen). 

 

3. Zu Artikel 15: Änderung des Kommunalsteuergesetzes 1993 - KommStG 

Die ausführlichen Anmerkungen zu § 15a KommStG in der Stellungnahme des Landes Wien vom 

5. November 2025 zum Entwurf des AbgÄG  2025 bleiben vollinhaltlich aufrecht. 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Petra Martino 

Bereichsdirektorin 

 

 

Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. Bundeskanzleramt 

3. Bundesministerium für 

Finanzen 

4. alle Ämter der Landesregierungen 

5. Verbindungsstelle der Bundesländer 

6. MA 5 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

7. MA 53  

zur Veröffentlichung auf der  

Stadt Wien-Website 
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